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Drucksache 1009 


Der Bundestninister für Verkehr 
W 6 - 4002 BK 54 


Bonn, den 21. November 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Baggerarbeiten in den norddeutschen Haupt- 
Stromgebieten 

Bezug: Kleine Anfrage 122 der Fraktion der FDP 
- Drucksadie 935 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

1. Der Bundesregierung ist bekannt, daß die privaten Naßbagger- 
betriebe nicht ausgelastet sind. Dies ist aber nicht auf eine Aus- 
weitung des Regiebetriebs der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
zurückzuführen, sondern darauf, daß die Aufträge der Kriegs- 
marine und der Luftwaffe fortgefallen sind, daß auch die Hafen- 
verwaltungen nur wenig Aufträge geben können, und daß Auf- 
träge aus dem Ausland schwer zu erlangen sind. 

2. Es ist nicht richtig, daß die Baggerarbeiten' „in zunehmendem 
Maße” im Regiebetrieb durchgeführt werden. 

Die an private Baggereibetriebe erteilten Aufträge erstreckten sich 

1930 bis 1938 auf durchschnittlich 0,4 Mio cbm im Jahr 

1939 bis 1944 auf durchschnittlich 0,1 Mio cbm im Jahr 

1945 bis 1949 auf durchschnittlich 0,4 Mio cbm im Jahr 

1950 bis 1953 auf durchschnittlich 1,3 Mio cbm im Jahr. 

Diese Mengen bedeuteten 

1930 bis 1938 im Durchschnitt 2,2 v. H. 

1939 bis 1944 im Durchschnitt 1,3 v. H. 

1945 bis 1949 im Durchschnitt 4,3 v. H. 

1950 bis 1953 im Durchschnitt 9,4 v. H. 

der Gesamtmengen, die für Zwecke der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung gebaggert worden sind. 
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Für die letzten vier Jahre ergibt sich der Umfang der an private 
Baggerunternehmer erteilten Aufträge aus folgenden Zahlen: 


1950 0,9 Mio cbm 

1951 1,4 Mio cbm 

1952 1,0 Mio cbm 

1953 1,9 Mio cbm 


7,4 v.H. 
10,5 v.H. 
6,8 v, H. 
13,0 v. H. 


3. Der. Gerätebestand der privaten Baggerbetriebe würde nicht aus- 
reichen, um die »gesamten Arbeiten” der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung auszuführen. Dies gilt nicht nur für die Zahl der 
Geräte, sondern vor allem auch im Hinblick auf ihre Eignung 
für die in den einzelnen Stromgebieten sehr verschiedenartigen 
Aufgaben. 


4. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Regiebetriebe der Wasser- 
und Schiffahrtsverwaltung allmählich zu verkleinern. Abgängige 
verwaltungseigene Bagger und Spüler sollen nicht ersetzt werden, 
sofern solche Geräte bei den privaten Baggereiunternehmen ver- 
fügbar sind. Allerdings bleiben für jedes Stromgebiet dort statio- 
nierte Eigengeräte unentbehrlich, weil die Verwaltung in der Lage 
sein muß, das Fahrwasser in kürzester Frist wieder zu bereinigen, 
wenn plötzliche Versandungen oder Verschlickungen auftreten. - 
Auch wäre es aus finanziellen und sozialpolitischen Gründen 
nicht vertretbar, Regiegeräte still zu legen, die noch betriebsfähig 
sind. Selbstverständlich würden damit auch zahlreiche Entlassungen 
unvermeidlich, die überwiegend langdienende Mitarbeiter treffen 
würden. 


Dr.-Ing. Seebohm 



